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§ 1 Einführung 
Umweltlizenzen als marktwirtschaftliches 

Umweltinstrument 

Nach wie vor stellt die Luftverschmutzung die dicht bevölkerten Indu-
striestaaten vor erhebliche Umweltschutzprobleme. Obwohl in den vergan-
genen Jahren schon zum Teil beachtliche Erfolge bei der Luftreinhaltung 
erzielt werden konnten, ist die Belastung der Luft mit Schadstoffen insge-
samt immer noch hoch und verursacht erhebliche Umweltgefahren. 1 Dabei 
ist bei den von der Luftverunreinigung ausgehenden Gefahren eine Akzent-
verschiebung zu beobachten. Während unmittelbar gesundheitsschädlichen 
und häufig nur regional begrenzten Belastungen zunehmend weniger Be-
deutung beigemessen wird, haben globale Probleme wie die drohende Erd-
klimaveränderung durch die Akkumulation sogenannter Treibhausgase zu-
nehmend an Bedeutung gewonnen.2 Die Aufgabe, eine Verbesserung der 
Luftqualität effektiv und angesichts wirtschaftlicher Problemlagen auch 
möglichst kostengünstig, mit anderen Worten effizient3 zu verwirklichen, ist 
daher von ungebrochener Aktualität.4 

A. Möglichkeiten der Verhaltenssteuerung 
in der Luftreinhaltepolitik 

Im Bereich der Luftreinhaltung bieten sich dem Gesetzgeber im wesent-
lichen zwei verschiedene Wege, umweltbelastendes Verhalten der Emitten-
ten zu beeinflussen. Neben oder anstelle von Maßnahmen der direkten Ver-

1 V gl. etwa den Sechsten Immissionsschutzbericht der Bundesregierung (1990-
94), BTDrs. 13/4825, 39 ff. und jüngst den Bericht des Rats von Sachverständigen 
für Umweltfragen, Umweltgutachten 2000, Rn. 140 ff. 

2 Dazu knapp Kloepfer, Umweltrecht, § 14 Rn. 4; BTDrs. aaO., S. 40 ff.; Rat 
von Sachverständigen für Umweltfragen, Umweltgutachten 2000, Rn. 26, 134 ff. 

3 Zur Unterscheidung des Begriffspaars gerade im Hinblick auf den Umwelt-
schutz, s. Zimmermann, Erfolgskontrolle der Umweltpolitik, S. 29 f. 

4 Im Zeitraum von 1985 bis 1995 betrug der Anteil der Investitionen und laufen-
den Ausgaben des produzierenden Gewerbes in den alten Bundesländern für die 
Luftreinhaltung 50,3 % aller Umweltschutzinvestitionen (Gesamtvolumen: 193,4 
Mrd. DM), Quelle: Statistisches Bundesamt, zit. nach: Die Zeit, Nr. 9 v. 19. 2. 
1998, S. 22; eine Tabelle für den Zeitraum 1980 bis 1992 findet sich in BTDrs. 13/ 
4825, 156. Zur wirtschaftlichen Bedeutung der Luftreinhaltepolitik auch Kabelitz, 
ZfU 1983, 153 f. 
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haltenssteuerung, die weitgehend Befehlscharakter haben, kann er auch 
"weiche" Instrumente einsetzen, die lediglich Anreize zu weniger umwelt-
belastendem Verhalten setzen und den Betroffenen eine gewisse Handlungs-
freiheit bei der Befolgung der staatlicherseits erstrebten Umweltschutzziele 
belassen. 

I. Das herkömmliche Instrumentarium 
direkter Verhaltenssteuerung 

Das gegenwärtige Immissionsschutzrecht setzt vorrangig auf Maßnahmen 
direkter Verhaltenssteuerung, die grundsätzlich mit Zwangsmitteln durchge-
setzt werden können und deren - rechtswidrige - Nichterfüllung mit Sank-
tionen geahndet wird. Die Ursprünge dieses Instrumentariums reichen weit 
zurück. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ging ursprünglich 
aus dem Gewerberecht hervor. Teil 11 des am 15. März 19745 in Kraft ge-
tretenen BImSchG entsprach weitgehend den §§ 16 ff. der Gew06, welche 
ihrerseits ihre Wurzeln in der Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes7 

und der Allgemeinen Gewerbeordnung für Preußen aus dem Jahre 18458 

hatten. 
All diese Regelungen setzten an der Störereigenschaft des Emittenten an. 

Auch noch heute stellen viele Regelungen des BImSchG materiell-rechtlich 
betrachtet im Grundsatz - wenngleich im einzelnen fein ausdifferenziert -
bloß eine Ausgestaltung der polizeilichen Gefahrenabwehr auf dem Gebiet 
der schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 1 BImSchG), insbesondere der 
Lufteinwirkungen (§ 3 Abs. I bis 4 BImSchG), dar.9 Von maßgeblicher Be-
deutung sind dabei die in § 1 BImSchG verankerten Prinzipien des Schut-
zes und der Vorsorge, welche durch die Grundpflichten des § 5 BImSchG 
für die Betreiber genehmigungs bedürftiger immissionsschutzrechtlicher An-
lagen konkretisiert werden. 

Zur Verwirklichung dieser Prinzipien dienen administrative Kontrollin-
strumente, die auf die unmittelbare Abwehr von Umweltgefahren oder die 

5 BGBl. I, S. 721, 1193. 
6 Zuvor "Reichsgewerbeordnung", Bekanntmachung v. 26. 7. 1900, RGBl., 

S. 871. 
7 BGBl. des Norddeutschen Bundes, S. 245. 
8 PrGS 1845, S. 41. Die Allgemeine Preußische Gewerbeordnung entwickelte die 

ordnungsrechtliche Generalklausel des Allgemeinen Preußischen Landrechts weiter. 
Näher dazu Bender/Sparwasser/Engel, Umweltrecht, § 6 Rn. 36; Feldhaus, WiVerw 
1986,68 f.; GK-BImSchG-Blankenagel (Stand: Jan. 1995), § 4 Rn. 8; Tettinger, in: 
Tettinger/Wank, GewO, Einl. Rn. 8 ff. 

9 Enders, Kompensationsregelungen, S. 17; ders., DÖV 1998, 188; vgl. auch 
Wickel, UPR 2000, 94 f. Zu einer Ausnahme sogleich B. III. 
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Verhinderung von Umweltschädigungen gerichtet sind. Dazu zählen insbe-
sondere normative Verpflichtungen zu einem bestimmten Verhalten, aber 
auch Ermächtigungen zum Erlaß von Einzelfallanordnungen und die für 
Anlagen größeren Umfangs geltende Genehmigungspflicht. 1o Auf der einen 
Seite bieten derartige Instrumente wegen ihrer klaren Ziel vorgaben einige 
Vorteile. So lassen sich - jeweils eine effektive Überwachung vorausgesetzt 
- die angestrebten Umweltschutzziele mit Mitteln des Ordnungsrechts 
schnell und wirksam erreichen; besonders in kritischen Situationen können 
meist nur Ge- und Verbote rasch die Gefahrdung beseitigen. 11 Auf der an-
deren Seite sind mit dem ordnungsrechtlichen Instrumentarium, das in den 
Wirtschaftswissenschaften als "auflagengeprägte" Umweltpolitik bezeichnet 
wird 12, auch eine Reihe von Nachteilen verbunden. 13 

Diese ergeben sich zunächst daraus, daß das Ordnungsrecht Umwelt-
schutzprobleme gesetzestechnisch nach einem zu simplen Muster erfaßt, in-
dem lediglich zwischen schädlichen und damit verbotenen und nichtschäd-
lichen, also erlaubten Umwelteinwirkungen, unterschieden wird. 14 Für die 
Bestimmung der Schädlichkeit bzw. Unschädlichkeit einer Luftbelastung 
kommt es dabei grundsätzlich auf die Emissionsmenge oder die Immis-
sionskonzentration an, welche zwar aufgrund naturwissenschaftlicher Kennt-
nisse, letztlich aber willkürlich von der Legislative oder vom untergesetzli-
chen Normgeber festgesetzt werden. 15 Diese Vorgehensweise hat zur Folge, 
daß sämtliche unter der Schädlichkeitsgrenze liegenden Emissionen, die 
auch eine Verschrnutzung der Umwelt verursachen, erlaubt sind und den-
noch die Addition all dieser für sich genommen erlaubten Emissionen zu 
einer erheblichen Verschrnutzung führen kann. Zudem führt das Abstellen 
auf den "Stand der Technik" (immissionsschutzrechtliche Legaldefinition in 
§ 3 Abs. 6 BImSchG)16 im Zusammenhang mit Emissionsgrenzwerten 

10 Näher dazu: Feldhaus, DVBl. 1984, 553; SchmidtlMüller, Umweltrecht, § 1 
Rn. 19; sehr ausführlich Kloepfer, Umweltrecht, § 5 Rn. 34 ff. m. w. N. 

11 Wicke, Umweltökonomie, S. 201; BenderlSparwasserlEngel, Umweltrecht, § 1 
Rn. 135 (Fn. 201). 

12 Wicke, Umweltökonomie, S. 195 ff.; Cansier, Umweltökonomie, S. 131 u. 
204; ders., NVwZ 1994, 646; Endres, Umweltzertifikate, S. 3 ff.; ders., ZRP 1985, 
197 ff. 

13 Statt vieler: Wicke, Umweltökonomie, S. 202 ff.; Kabelitz, ZfU 1983, 160 ff.; 
WahllAppel, Prävention und Vorsorge, S. 28 ff.; Praml, RdE 45(1984), 270 f.; End-
res, aaO., S. 3; HoppelBeckmann, Umweltrecht, § 9 Rn. 2; sehr ausführlich zum 
Vollzugsdefizit: Lübbe-Wolff, Modernisierung des Umweltordnungsrechts, S. 1 ff. 

14 GK-BImSchG-Blankenagel (Stand: Jan. 1995), § 4 Rn. 12; Bender/Sparwas-
seriEngel, Umweltrecht, § 1 Rn. 135. 

15 Blankenagel, aaO., Rn. 12. 
16 Der Stand der Technik ist abzugrenzen von anderen technischen Standards. 

Wie das Bundesverfassungsgericht im Kalkar-Beschluß herausgearbeitet hat, sind an 
den "Stand der Technik" höhere Anforderungen zu stellen als an die "allgemein 

2 Mehrbrey 


